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Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes
Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Regierungsrat

Besten Dank für die Unterlagen zur Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes mit der
Einladung für eine Vernehmlassung bis 12. Februar 2016. Gerne nehmen wir diese Ge-
legenheit wahr, sowie wunschgemäss auf elektronischem Weg.

Grundsätzliches

Der Kanton Schwyz beabsichtigt, die neuen Bundesvorgaben zur Mehrwertabgabe und
Massnahmen zur Baulandmobilisierung im PBG umzusetzen. Ohne diese Umsetzung
ist ein faktisches Bauzonenmoratorium die Folge, was nicht im öffentlichen Interesse
sein kann. Im Weiteren sprechen wir uns dafür aus, lediglich die Mindestvorgaben des
Bundes umzusetzen.

Anlässlich unserer Aussprache mit der Regierung am 1. Dezember 2015 wurde präzi-
siert, dass Gegenstand der Mehrwertabgabe auf kantonaler Ebene einzig Einzonungen
von Grundstücken von der Nichtbauzone (Landwirtschaftszone) in die Bauzone sei.
Weitergehende Bestimmungen zur Mehrwertabgabe bei Um- oder Aufzonungen inner-
halb der Bauzone bleibe Sache der Gemeinden. Diese Präzisierung wird mit den Ver-
nehmlassungsunterlagen bestätigt.
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Wir nehmen zustimmend davon Kenntnis, dass der Kanton nicht beabsichtigt, über den
Mindestsatz von 20% für die Mehrwertabgabe hinauszugehen. Wir kritisieren hingegen
die Motivierung der Gemeinden zur Einführung einer Mehrwertabgabe auf kommunaler
Ebene für Um- und Aufzonungen (Bericht S. 3, Ziff. 3.2). Die Mehrwertabgabe, zusam-
men mit den zunehmenden Einschränkungen zur Kapitalbeschaffung und Finanzierung,
steht im Widerspruch zur Baulandmobilisierung. Die fehlenden oder schwieriger zu be-
schaffenden Mittel werden zwangsläufig zu einer Verlangsamung der Überbauung von
Baugrundstücken führen.

Ganz entschieden kritisieren wir die Tatsache, dass mit den Revisionsbestimmungen
der Willkür offenbar ganz bewusst Tür und Tor geöffnet werden soll und die Rechtssi-
cherheit auf der Strecke bleibt, insbesondere bei der Durchsetzung der Massnahmen
(Bericht S. 6, § 36c, insb. zu Abs. 2, erster Halbsatz; sowie S. 7, Ausführungen zu Abs.
3). Mit den neuen Bestimmungen wird ferner das Zonenplanverfahren zusätzlich in zeit-
licher Hinsicht mit möglichen neuen Rechtsmittelverfahren belastet und somit verzögert
(§ 36a Abs. 2 Satz 2, § 36 b Abs. 2 Satz 1). Zur Abhilfe sind griffigere Umsetzungsbe-
stimmungen zu schaffen. Insbesondere sind auf die zahlreichen Kann-Bestimmungen
zu verzichten, zumal die Gemeinden diese umsetzen müssen, sowie zur Vermeidung
einer unnötigen Beschwerdeflut, was nicht im Interesse der Regierung sein kann. Be-
troffen davon sind die Bestimmungen § 36a Abs. 2 Satz 2, § 36b und § 36c.

Zu einzelnen Bestimmungen

§ 36b Absatz 3 PBG

Die Frist von zehn Jahren ist mit der gewählten Begründung nicht nachvollziehbar (Be-
richt S. 5, zu Abs. 3). Art. 15a Abs. 2 RPG lautet vollständig:

2 Das kantonale Recht sieht vor, dass, wenn das öffentliche Interesse es rechtfertigt, die
zuständige Behörde eine Frist für die Überbauung eines Grundstücks setzen und, wenn
die Frist unbenützt verstreicht, bestimmte Massnahmen anordnen kann.

Die Begründung für das geforderte «öffentliche Interesse» fehlt. Ausserdem geht die
Regierung mit ihrer Vorlage über die Mindestvorgaben des Bundes hinaus. Die Bestim-
mung ist somit ersatzlos zu streichen oder auf den Baulandbedarf von 15 Jahren ge-
mäss Raumplanungsgesetz abzustimmen (Art. 15 Abs. 1 RPG).

§ 36c Absatz 3 PBG

Mit dieser Bestimmung wird die Grundlage für einen zweifelhaften Immobilienhandel
durch die Gemeinde geschaffen. Empfehlung: ersatzlos streichen.
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§ 36f Absatz 1 PBG

Es fehlt das Gegenstück zum neugeschaffenen Anspruch auf die Mehrwertabgabe, die
Bestimmung zum Erlöschen des Anspruchs.

§ 36f Absatz 3 PBG

Die Errichtung von Baurechten bewirkt die Fälligkeit der Mehrwertabgabe (Bericht S.
11, Abschnitt 1+2). Dies führt zwangsläufig zu unerwünschten Liquiditätsengpässen, da
der Ertrag aus Baurechtszinsen die Mehrwertabgabe bei Fälligkeit und Einmalzahlung
nicht deckt. Mit Absatz 2 wiederum ist die Mehrwertabgabe gesichert. Der VSZK schlägt
vor, dass die Mehrwertabgabe in Abhängigkeit zum Baurechtszins festzulegen ist und
in Raten über die vereinbarte Laufzeit des Baurechts abzahlbar sein soll. Beispiel: Bau-
rechtszins: Fr. 25.- /m2, zusammengesetzt aus dem Ertrag von Fr. 22.50 und der Mehr-
wertabgabe von Fr. 2.50 (20%). Rechtssicherheit und Wirtschaftlichkeit sind für die Kor-
porationen und Genossamen beim Baurecht von entscheidender Bedeutung. Die Vor-
lage ist diesbezüglich offenkundig ungenügend.

§ 36g Absatz 2, Satz 2 PBG

Der apodiktische Ausschluss auf Rückerstattung bereits geleisteter Mehrwertabgaben
erscheint problematisch mit Blick auf das Raumplanungsgesetz. In Art. 5 Abs. 1 RPG
ist vom Ausgleich für erhebliche Vor- und Nachteile die Rede, die durch Planungen nach
diesem Gesetz entstehen. Wenn also Fälle mit Mehrwertabgaben denkbar sind, welche
sich im Nachhinein wegen fehlerhaften Planungen als falsch erweisen, muss auch eine
Rückabwicklung möglich sein.

§ 26a Abs. 2 PBV

Die aufgezählten Verwendungszwecke sind zu allgemein formuliert und schaffen unnö-
tige Rechtsunsicherheiten. Was ist unter Aufwertung von öffentlichem Raum zu verste-
hen, was unter allgemeinen Planungskosten und was unter dem Erwerb von Grundstü-
cken zur Umsetzung raumplanerischer Ziele?
Der preisgünstige Wohnungsbau als Verwendungszweck wiederum steht im offenen
Widerspruch zur Eigentumsgarantie und ist ersatzlos zu streichen. Die Wohnungsver-
gabe ist Sache des Grundeigentümers und nicht der öffentlichen Hand.
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Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Vernehmlassung und ersuchen Sie um Kennt-
nisnahme. Wir sind Ihnen dankbar, wenn Sie unseren Standpunkt bei der Überarbeitung
der Gesetzgebung berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüssen
Verband der Schwyzer Korporationen

Der Präsident:
RA Viktor Kälin

Der Leiter der Geschäftsstelle
RA Richard Kälin

Kopie z.K. an:

Verbandsmitglieder


